
Berücksichtigung des Ziels des Vertrags im allgemei­
nen zu erwarten war.
(6) Schuldarten sind Vorsatz und Fahrlässigkeit.

Zur außervertraglichen Verantwortlichkeit
Die Überlegungen zum Verschulden, die sich bisher auf 
die vertragliche Verantwortlichkeit beziehen, müssen 
nunmehr auch auf die außervertragliche Verantwort­
lichkeit ausgedehnt werden. Gegenwärtig ist erkenn­
bar, daß beide Verantwortlichkeitsregelungen aus einer 
einheitlichen zivilrechtlichen Verantwortlichkeitskon­
zeption entwickelt werden können. Der Ausgangspunkt 
für die Verantwortlichkeit liegt in beiden Bereichen bei 
der Pflichtverletzung. Dabei wird davon ausgegangen, 
daß durch die zivilrechtliche Pflicht eine objektiv lös­
bare Aufgabe gestellt worden ist und deshalb in der 
Pflichtverletzung grundsätzlich ein subjektives Zurück­
bleiben hinter den objektiven Erfordernissen gesehen 
werden muß. Dies ist auch empirisch bewiesen. Es ist 
selten, daß bei zivilrechtlichen Pflichtverletzungen* 
wenn der Komplex der Quellen erhöhter Gefahr unbe­
rücksichtigt bleibt, Kausalität und Schuld auseinander­
fallen. Da aber die Kausalität überhaupt erst Ausgangs­
punkt für die Prüfung der Schuldfrage ist und jedes 
Handeln eine subjektive Seite hat, liegen bei dem kau­
sal Handelnden die besten und oft auch die einzigen 
Möglichkeiten, die Schuldfrage zu klären. Deshalb ob­
liegt dem kausal Handelnden hinsichtlich der Schuld­
frage eine besondere Verantwortung. Das sollte den

bisherigen Vorschlägen entsprechend darin Ausdruck 
finden, daß die materiell-rechtlichen Konsequenzen der 
nicht geklärten Schuldfrage bei dem Verursacher lie­
gen. Dieser Standpunkt ist in unserer Literatur aus­
reichend begründet worden7 und hat sich in der Zivil­
gesetzgebung der meisten sozialistischen Länder durch­
gesetzt8.
In den Bestimmungen über die außervertragliche Ver­
antwortlichkeit können die gleichen Schuldbegriffe wie 
im allgemeinen Schuldrecht verwendet werden, da für 
das gesamte Zivilrecht ein einheitlicher Verschuldens­
maßstab gelten muß. Wenn auch im außervertraglichen 
Bereich nicht Pflichten verletzt werden, die Ausdruck 
eigenverantwortlich hergestellter Beziehungen — wie 
insbesondere im Versorgungsbereich — sind, so wer­
den solche Wirkungen erzeugt, die ebenso wie die aus 
Vertragsverletzungen geeignet sind, den auf dem Lei­
stungsprinzip beruhenden Anteil der Bürger zu schmä­
lern bzw. kollektive oder gesamtgesellschaftliche mate­
rielle Fonds zu beeinträchtigen. Die Verpflichtung zur 
Wiederherstellung der Äquivalenz ist deshalb nach dem 
gleichen objektivierten Maßstab wie im Vertragsrecht 
zu messen.

7 Vgl. Bley, Grundsätze der Neuregelung des Schadenersatzes 
im künftigen Zivilgesetzbuch, Berlin 1963, S. 63.
8 Vgl.' z. B. Art. 88 Abs. 2 der Grundlagen für die Zivilgesetz­
gebung der UdSSR, § 339 des ZGB der Volksrepublik Ungarn, 
Art. 420 Abs. 2 des ZGB der CSSR. Eine andere Regelung ist 
in Art. 415 ff. des ZGB der Volksrepublik Polen enthalten.

RUTH WÜSTNECK, Sektorenleiter im Ministerium der Justiz

Wissenschaftliche Beratung über Konzeption und 
Regelung des Verschuldens im ZGB

Im Ministerium der Justiz fand am 13. April 1966 eine 
wissenschaftliche Beratung über die Konzeption und 
die Fragen der Regelung des Verschuldens im zukünf­
tigen Zivilgesetzbuch statt, an der führende Wissen­
schaftler und Praktiker aus der ZGB-Gesetzgebungs- 
kommission sowie Vertreter anderer Zweige der Rechts­
wissenschaft und der Philosophie teilnahmen. Grund­
lage der Diskussion war eine Arbeit der beauftr. Dozen­
ten Dr. habil. K i e t z  und Dr. habil. M ü h 1 m a n n 
(Institut für Zivilrecht der Karl-Marx-Uni versitet Leip­
zig), die sowohl eine Einführung in die Problematik als 
auch Vorschläge zur Gesetzgebung enthielt1.
Der Erste Stellvertreter des Ministers der Justiz, 
R a n k e ,  wies in seinen einleitenden Worten darauf 
hin, daß die Beratung insbesondere dazu dienen solle, 
die Bedeutung der Schuld in den einzelnen Rechtszwei­
gen, ihre gemeinsamen Merkmale und ihre Differen­
ziertheit zu untersuchen. Es müsse sowohl theoretisch 
als auch praktisch geklärt werden, welche Schuldkon­
zeption dem ZGB zugrunde liegen soll. Bisher seien 
keine einheitlichen Vorstellungen über das Verschulden 
als Voraussetzung der materiellen Verantwortlichkeit 
entwickelt worden. Der Begriff der materiellen Verant­
wortlichkeit im LPG- und im Arbeitsrecht weiche z. B. 
von der Konzeption der materiellen Verantwortlichkeit 
des Vertragsgesetzes ab. Der Meinungsaustausch über 
die Schuldkonzeption des ZGB sei deshalb für die Aus­
arbeitung dieses Gesetzes sehr wesentlich.
K i e t z  faßte als Ausgangspunkt für die Diskussion die 
Problematik in folgenden Fragen zusammen:
1. Wird eine differenzierte Regelung des Verschuldens

1 Vgl. ln überarbeiteter Fassung KietzTMühlmann, „Zur Kon­
zeption des Verschuldens Im Zivilrecht“, NJ 1966 S. 310 ff., und 
„Zur Regelung des Verschuldens im künftigen ZGB“, in die­
sem Heft.

in den verschiedenen Rechtsbereichen entsprechend den 
unterschiedlichen Verantwortlichkeitssystemen ge­
billigt?
2. Ist es richtig, daß das Verschulden im Zivilrecht 
außerhalb des Verantwortlichkeitsbereichs keine Bedeu­
tung hat und im Rahmen der Verantwortung nur beim 
Schadensausgleich von Bedeutung ist?
3. Kann davon ausgegangen werden, daß die Grundsatz­
regelung der Verantwortlichkeit die Tragung aller Fol­
gen von Pflichtverletzungen einschließt?
4. Kommt es nur auf die Abgrenzung des Verschuldens 
von der Nichtschuld, nicht aber auf die Differenzierung 
zwischen Vorsatz und Fahrlässigkeit an?
5. Soll der Maßstab des Verschuldens obektiviert und 
so weit gefaßt sein, daß er die Differenzierung zwischen 
dem Verschulden eines Betriebes und dem eines Bür­
gers einschließt?
R a n k e  wies zunächst auf die Notwendigkeit einer 
Differenzierung des Verschuldens nach den einzelnen 
Rechtszweigen hin. Bei der Ausgestaltung des Verschul­
densprinzips im ZGB müsse die Rolle des Äquivalen- 
tenaustausches für das Zivilrecht beachtet werden. Das 
bedeute, daß die Erbringung einer vereinbarten Lei­
stung objektiv gesichert sein müsse. Die Erfüllung der 
zivilrechtlichen Verträge sei deshalb keine Frage der 
materiellen Verantwortlichkeit. Von materieller Ver­
antwortlichkeit solle nur dort gesprochen werden, wo 
durch Nichterfüllung oder nicht gehörige Erfüllung der 
Verträge Schadenersatzansprüche ausgelöst wurden* 
denen ein Verschulden (Vorsatz oder Fahrlässigkeit) 
zugrunde liegen muß. Das Vertragsgesetz fasse die ma­
terielle Verantwortlichkeit weiter und beziehe z. B. die 
Garantie ein, die nicht vom Vorliegen eines Verschul­
dens abhängig ist.
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